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PFLEGEPOLITIK

M ehr als 600 Empfehlungen 
an die Landesregierung hat 
die Enquetekommission des 

Landtags Baden-Württemberg überge-
ben. Betrachtet man die Themen, wel-
che in der Enquete „Pflege in Baden-
Württemberg zukunftsorientiert und ge-
nerationengerecht gestalten“ eine Rolle 
gespielt haben, dann wird schnell deut-
lich: Sie sind nicht nur für Baden-Würt-
temberg von Bedeutung. Die Enquete 
beschreibt zurecht das Thema Pflege als 
eine der großen gesellschafts- und so-
zialpolitischen Herausforderungen der 
nächsten Jahrzehnte, deren Bedeutung 
weit über einen neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriff und die Weiterentwicklung 
der Pflegeversicherung hinausgeht. 

Die Kapitel unter Punkt 3 des Berich-
tes umfassen die zentralen Themenfel-
der. Die jeweiligen Empfehlungen dazu 
sind in vielen Teilen wirklich bemer-
kenswert; vor allem der große partei-

enübergreifende politische Konsens ist 
beeindruckend und setzt damit auch Si-
gnale über die Landesgrenzen hinaus. 
Im Folgenden wird ausschließlich auf 
die Aspekte mit bundespolitischer Re-
levanz eingegangen.

Kein parteienübergreifender Konsens 
zur Plegekammer
Plege und Gesellschaft: Neue Wohnfor-
men weiter zu entwickeln, wird als gro-
ße Herausforderung beschrieben, um 
auf die Bedarfslagen der individuellen 
Lebenssituationen eingehen zu können. 
Dazu bedarf es u. a. auch des vermehr-
ten Einsatzes von AAL-Systemen, wel-
che bisher außerhalb von Modellprojek-
ten ein Schattendasein führen, vor al-

lem vor dem Hintergrund ungeklärter 
Finanzierungsfragen. Bezüglich der Pro-
blematik der pflegerischen Versorgung 
im ländlichen Raum soll über die Lan-
desregierung auch beim Bund auf eine 
Sensibilisierung hingewirkt werden. In 
Bezug auf die Pflegekammer – übrigens 
eines der Minderheitenvoten – konnte 
kein Fraktionen übergreifender zustim-
mender Konsens erzielt werden. 

Ärztliche Versorgung in 
 Plegeeinrichtungen verbessern
Prävention, Rehabilitation und Akutver-

sorgung: Die Kommission empfiehlt, 

dass die Landesregierung beim Bund 
anregt, den im Präventionsgesetz vor-
gesehenen Präventionsauftrag der so-
zialen Pflegeversicherung in Bezug auf 
gesundheitsfördernde Angebote in sta-
tionären Pflegeeinrichtungen zu evalu-
ieren. Insbesondere muss die ärztliche 
Versorgung in Pflegeeinrichtungen ver-
bessert werden (= Gezieltes Präventi-
onsangebot). Der Bereich der geriatri-
schen Rehabilitation umfasst momentan 
1,4 Prozent des gesamten Gesundheits-
budgets. Hier wird empfohlen, die Be-
willigungspraxis durch den MDK zu 
überprüfen. Ebenso sollen sich die ger-
iatrischen Herausforderungen verstärkt 
strukturell in den medizinischen Fakul-
täten abbilden. 

Für den Bereich der Krankenhäuser 
muss es Ziel sein, die Qualitätssicherung 
und den Ausbau von Qualitätsindika-
toren weiterzuentwickeln. Die Bezah-
lung von Qualitätsmanagementbeauf-
tragten soll in den Budgets zusätzlich 
aufgeführt und honoriert werden. Ge-
rade die Personalsituation in den Kli-
niken belegt zwischen den Jahren 1996 
bis 2008 bundesweit einen Stellenabbau 
von 14,2 Prozent bei gleichzeitig redu-
zierter Verweildauer und erhöhter Pa-
tientenzahlen.

Neues Verfahren zur Bestimmung von 
Prüfkriterien etablieren
Lebensgestaltung bei Plege – und Un-

terstützungsbedarf: Die stationäre Pfle-
ge wird auch in der Zukunft als zentrale 
Säule in der Versorgung von Menschen 
mit Pflegebedarf beschrieben. Die Ein-
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richtungen brauchen dazu Rahmenbe-
dingungen, die ihnen eine fachlich gute 
und wirtschaftlich tragfähige Arbeit er-
möglichen. Die Kommission fordert die 
Landesregierung auf, dies bei der Set-
zung von Rahmenbedingungen im Ord-
nungsrecht und sonstigen Rechtsberei-
chen zu berücksichtigen.

Die Kommission regt außerdem an, 
ein neues Verfahren zur Bestimmung 
von Prüfkriterien zu etablieren. Bevor 
weitere Regelungen „zum Schutz der 
Menschen mit Pfl egebedarf“ erlassen 
werden, muss nachgewiesen werden, 
inwieweit diese zu mehr Selbstbestim-
mung und Lebensqualität beitragen. 
Regelungen, die zum Schutz gedacht 
sind, sollen auch auf ihre diesbezügli-
che Wirkung hin refl ektiert werden (z. B. 
Brandschutz, Hygiene, Möblierung). Ein 
interessanter, aber gleichermaßen kriti-
scher Aspekt vor dem Hintergrund der 
ohnehin engen pfl egerischen Zeitkon-

tingente ist die weitergehende Kompe-
tenzerteilung für einen zu bestimmen-
den Teil der medizinischen Versorgung 
an das Pfl egepersonal und die Schaf-
fung eines gesetzlichen Rahmens für 
den Einsatz von qualifi zierten Pfl ege-
experten zur teilweisen Übernahme von 
Aufgaben von Hausärzten, inklusive ei-
nes gesetzlichen Finanzierungsrahmens.

Außenstehende sollen die Würde 
eines Menschen nicht bewerten
Besondere Aspekte bei der Pl ege und 

Betreuung: Neben Menschen mit de-
menziellen Erkrankungen und den da-
mit verbundenen Herausforderungen 
an die Gesellschaft stellen die unter-
schiedlichen Bedürfnisse von Pfl egebe-
dürftigen in Bezug auf geschlechtlich, 
generational, sozial, kulturell, religiöse 
Aspekte große Anforderungen an die 
Organisation und Durchführung von 
Pfl ege. Ambulante psychiatrische Pfl e-

ge, eine kontinuierliche palliative Ver-
sorgung und die Qualität dieser spezi-
ellen Versorgungsformen bedürfen ver-
stärkter Berücksichtigung in Aus- und 
Weiterbildung. 

Starre Fachkraftquote wird abgelehnt
Arbeitsbedingungen: Erfreulicherwei-
se wird die wahrgenommene Lebens-
qualität der Bewohner als Maßstab für 
einen guten Personalmix benannt. Be-
achtlich ist die Aussage, dass eine star-
re Fachkraftquote ohne Differenzie-
rungsmöglichkeit nach verschiedenen, 
für eine gute Pfl ege notwendigen Qua-
lifi kationen, von der Enquetekommis-
sion abgelehnt wird. Das ist gerade vor 
dem Hintergrund interessant, dass das 
Land Rheinland-Pfalz diesbezüglich ge-
rade zurück auf dem Weg in die Ver-
gangenheit ist. Spannend ist auch die 
Empfehlung, dass ein Forschungspro-
jekt Möglichkeiten erarbeiten soll, den 

Der Bereich der geriatrischen Rehabilitation umfasst 

momentan 1,4 Prozent des gesamten Gesundheitsbud-

gets. Die Kommission empi ehlt, die Bewilligungspraxis 

durch den MDK zu überprüfen.

F
ot

o:
 K

er
st

in
 Z

ill
m

er

Lösungen für mehr E�  zienz in P� egeeinrichtungen und Hausnotruf-Diensten

www.swing.infoSWING-HausnotrufSWING-StationärSWING-Ambulant



Altenheim  8 | 2016

Fachkrafteinsatz im stationären Be-
reich analog zum ambulanten Bereich 
und nicht nach rein quantitativen Ge-
sichtspunkten zu gestalten. (Das fordere 
ich übrigens seit vielen Jahren.) Aus der 
Fülle erforderlicher Maßnahmen vor 
dem Hintergrund einer Vielzahl an ein-
flussnehmenden Faktoren sind Empfeh-
lungen wie die Differenzierung der Per-
sonalschlüssel nach Art der Pflegeein-
richtungen, mehr Personal durch eine 
Anpassung der Personalrichtwerte und 
eine flexible Zusammenstellung profes-
sioneller Fachkräfte weitere bedeuten-
de Aussagen in dem Bericht.

Der Bericht umfasst alle wichtigen 
Themen: Verbleib im Beruf, die Be-
lastungen am Arbeitsplatz, die Bezah-
lung der Mitarbeiter in Verbindung mit 

besseren Personalschlüsseln, der Per-
sonal- und Qualifikationsmix und die 
Fachkraftquote; Familienfreundliche 
Arbeitszeiten und der hohe Anteil an 
Teilzeitmitarbeitern; Familie und Be-
ruf; kultursensible Führung von Pflege-
kräfte mit Migrationshintergrund, die 
schnellere Anerkennung von ausländi-
schen Betreuungskräften. 

Verfügbarkeit und Freistellung von 
Praxisanleitern
Aus- und Weiterbildung: In diesem Ka-
pitel ist u. a. nachzulesen, dass die Zahl 

der Praxisanleiter, deren Freistellung 
und Berücksichtigung beim Personal-
bedarf mit Einbindung in die Rahmen-
verträge nach § 75 SGB XI zu regeln 
sind und im Stellenschlüssel sowie bei 
der Ermittlung der Fachkraftquote voll-
umfänglich zu berücksichtigen. Es geht 
um die Steigerung der Attraktivität der 
Pflegeberufe, verschiedene Formen an 
Verkürzungsmöglichkeiten für Alten-
pflegehelfer, die Thematik der Genera-
listik, die Attraktivität der Ausbildung, 
die Ausbildungsbedingungen und Inhal-
te. Aufstiegsmöglichkeiten und Karrie-
rewege, Weiterbildung und die Akade-
misierung der Pflegeberufe. Die Aka-
demisierung der Pflegewissenschaft mit 
der Zielrichtung einer direkten Tätig-
keit am Menschen zu stärken und mehr 

Handlungsautonomie für Angehörige 
der im Kranken- und Altenpflegegesetz 
geregelten Berufe. 

Aufgaben von MDK und Heimaufsicht 
entlechten
Bürokratie, Dokumentation und Quali-

tätssicherung: Die Kommission emp-
fiehlt dem Land, eine Bundesratsinitia-
tive zu starten: mit der Zielsetzung einer 
deutlichen Entflechtung der Aufgaben 
von Heimaufsicht und MDK. Glei-
chermaßen soll sich der MDK stärker 
auf Beratung und die Leistungsinhal-

Eine starre Fachkraftquote 
ohne Diferenzierungsmöglichkeit wird von der 

Kommission abgelehnt
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  Ziel der Enquetekommission war es, die Situation der Plege in Baden-

Württemberg zu untersuchen und zu überprüfen, wie die vorhandenen 

Rahmenbedingungen verändert und welche Impulse gegeben würden 

müssen, um eine qualitativ hochwertige Plege dauerhaft sicherzustellen.
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te des SGB XI fokussieren. Die Lan-
desverbände der Pflegekassen und das 
Land Baden-Württemberg sollen sich 
an Überlegungen beteiligen, die Qua-
litätssicherungsfunktionen des MDK 
grundlegend neu zu bestimmen. Eine 
weitere Empfehlung besteht darin, die 
Hindernisse für Teilzeitarbeitsverhält-
nisse zur reduzieren. Hier hat der Autor 
als externes Mitglied auf die Regulie-
rungswut mancher Heimaufsichtsbehör-
den zum Personaleinsatz hingewiesen, 
welche den Teilzeiteinsatz erzwingen, 
um die Dienstpläne behördengerecht, 
nicht praxiserforderlich, abzudecken. 
Im ambulanten Bereich scheitert der 
verstärkte Einsatz von Vollzeitmitar-
beitern überwiegend an den restrikti-
ven Finanzierungsstrukturen der Kos-
tenträger. Die Forderung nach der Ab-
schaffung der Pflegenoten ist bereits 
bundespolitisch beschlossen, aber auch 
Forderung der Enquete Pflege.

Das Strukturmodell zur Entbürokra-
tisierung, die rechtliche Einordnung 
der Pflegedokumentation; Quellen und 
auslösende Ursachen von Dokumenta-
tionspflichten, aber auch Dokumenta-
tion als Werkzeug professioneller Pfle-
gearbeit stellen weitere Themenberei-
che in diesem Kapitel dar. 

Finanzierung der Behandlungsplege 
in stationären Plegeeinrichtungen
Generationengerechte Finanzierung: 

Gerade bei den Übergängen zwischen 
ambulanter Pflege, Pflege in stationä-
ren Pflegeeinrichtungen sowie statio-
nären Krankenhausaufenthalten und 
in Reha-Einrichtungen kommt es auch 
in der Finanzierung zu Überschneidun-
gen mit den allseits bekannten Prob-
lemkonstellationen. Die Schrittweise 
Aufhebung der Sektorengrenzen ist zu 

prüfen. Leistungsrechtliche Ermögli-
chung von Modellprojekten, bei denen 
stationäre Einrichtungen „ambulanti-
siert“ werden. Es besteht eine finan-
zielle Ungleichbehandlung zwischen 
ambulant und stationär. So ist auch die 
Empfehlung zu begrüßen, die Finanzie-
rung der Behandlungspflege durch die 
Krankenkassen den Menschen in sta-
tionären Pflegeinrichtungen nicht vor-
zuenthalten. 

Was bringen uns jetzt diese 
 Erkenntnisse? 
Vielleicht werden Sie sich fragen: „Was 
ist das Neue daran? Das kenne ich 
doch schon alles.“ Manches kann man 
schon bald nicht mehr hören (und le-
sen). Aber: Erstmalig hat ein Bundes-
land diese Themen in einen weitest-
gehenden politischen Konsens einge-
bunden. Dieser ist schriftlich fixiert 
und keine (Landes)-Regierung kann 
an dieser Thematik noch einfach vor-
beigehen – vor allem, weil alle Parteien 
eingebunden waren. Insofern hat dies 
auch bundespolitische Bedeutung, weil 
es andere Landesregierungen schwe-
rer haben werden, hinter diese vorlie-
genden Empfehlungen zurück zu ge-
hen oder Regelungen zu erlassen, die 
vom Kenntnis- und Erfahrungsstand 
dahinter zurückfallen (siehe Rhein-
land-Pfalz). Deswegen nutzt uns allen 
das Ergebnis dieser Enquete Pflege. 
Aber wie gewohnt bei der Politik: Wir 
müssen daran erinnern und zur Umset-
zung auffordern. Ein Selbstläufer wird 
es nicht sein.

MEHR ZUM THEMA

Download: Den Enquetebericht inden 

Sie unter www.michael-wipp.de
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